
Kirchliches Arbeitsgericht 
für die Diözesen Limburg, Mainz, Speyer und Trier 

in Mainz 
 
Az.: KAG Mainz M 07/11 Mz- ewVfg -        
 

Beschluss 
 

In dem Verfahren auf Erlass einer einstweiligen Verfügung mit den Beteiligten 
 
1. MAV Krankenhaus 

Antragstellerin, 
 

2. Krankenhaus 
Antragsgegnerin, 

 
hat das Kirchliche Arbeitsgericht in Mainz durch Richter R. als Vorsitzenden ohne 
mündliche Verhandlung am 8.4.2011 beschlossen: 
 
Der Antragsgegnerin wird aufgegeben, Punkt 2.8 des „Hinweis auf die Rechtslage 
zur Aufgabenwahrnehmung und Freistellung für MAV-Tätigkeit und Anweisung über 
die Ab- und Rückmeldepflicht bei Ausführung der MAV-Tätigkeit“ nicht anzuwenden. 
Im Übrigen wird der Antrag auf Erlass einer einstweiligen Verfügung zurückgewiesen.  
Die Auslagen der Antragstellerin für die Beauftragung einer Bevollmächtigten für die-
ses Verfahren sind von der Antragsgegnerin zu tragen. 
 

Gründe 
 

I. 
 
Im vorliegenden Verfahren auf Erlass einer einstweiligen Verfügung geht es um den 
an die antragstellende Mitarbeitervertretung (MAV) und die Mitglieder der MAV ge-
richteten „Hinweis auf die Rechtslage zur Aufgabenwahrnehmung und Freistellung 
für MAV-Tätigkeit und Anweisung über die Ab- und Rückmeldepflicht bei Ausführung 
der MAV-Tätigkeit“ des Dienstgebers / der Antragsgegnerin vom 30.3.2011 (im fol-
genden nur noch „Anweisung“). Die Anwendung dieser „Anweisung“ will die MAV 
verhindern. Zudem stellt die MAV ihre Berechtigung zur Einberufung ihrer nächsten 
Sitzung zur Entscheidung. 
 
Die „Anweisung“ enthält unter Ziff. 1 – „Ab- und Rückmeldepflicht“ - Ausführungen 
und Bestimmungen zur Ab- und Rückmeldung gegenüber dem Dienstgeber durch 
die Mitglieder der MAV, wenn diese MAV-Tätigkeit wahrnimmt. Unter Ziff. 2 – „Es 
wird auf folgende Rechtslage hingewiesen“ - befinden sich Darlegungen zur zeitli-
chen Verschiebung von MAV-Tätigkeit, deren Lage während der Arbeitszeit, Freizeit-
ausgleich/Arbeitsbefreiung für MAV-Tätigkeit außerhalb der Arbeitszeit sowie deren 
Abstimmung mit dem Dienstgeber. Unter Ziff. 2.8 wird ausgeführt, dass das MAV-
Mitglied sich vertragswidrig verhalte, wenn es „außerhalb seiner Arbeitszeit ohne Ab-
stimmung mit dem Dienstgeber tätig“ werde, dies könne ggfs. abgemahnt werden. 
Abschließend heißt es, dass „diese Anweisung mit sofortiger Wirkung in Kraft“ tritt. 
Die MAV führt ihre Sitzungen regelmäßig, wie dem Dienstgeber bekannt, alle zwei 
Wochen mittwochs durch. Ihre nächste Sitzung will die MAV-Vorsitzende für den 
13.4.2011 einberufen. 
 
Die MAV bringt vor, durch die „Anweisung“ greife der Dienstgeber erneut in ihre, der 
MAV, Rechte ein und versuche, deren Arbeit massiv zu behindern und zu beschrän-
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ken. Der Dienstgeber sei nicht berechtigt, Anweisungen zu ihrer Tätigkeit zu erlas-
sen und auf diese Einfluss zu nehmen. Die Bestimmungen in der „Anweisung“ zur 
Abmeldung für MAV-Tätigkeit seien im Hinblick auf sich kurzfristig ergebende und 
dringend zu erledigende MAV-Aufgaben unpraktikabel und unzulässig. Die Andro-
hung arbeitsrechtlicher Konsequenzen erfolge offensichtlich mit dem Ziel, die MAV-
Mitglieder einzuschüchtern und ihre, der MAV, Arbeit insgesamt zu behindern, 
- zumal bereits gegenüber mehreren MAV-Mitgliedern unbegründete Abmahnungen 
ausgesprochen worden seien. Angesichts der Ausübung von Druck durch die „An-
weisung“ sehe sich die MAV-Vorsitzende nicht in der Lage, die nächste Sitzung der 
MAV einzuberufen, weil sie befürchten müsse, dass einzelnen Mitgliedern arbeits-
rechtliche Schritte angedroht würden. 
Eine möglichst rasche Entscheidung des Gerichts sei erforderlich, um ihre, der MAV, 
Arbeitsfähigkeit wieder herzustellen. 
 
Die MAV / Antragstellerin beantragt, 

durch einstweilige Verfügung 
1. dem Dienstgeber / der Antragsgegnerin aufzugeben, die in dem „Hinweis 

auf die Rechtslage zur Aufgabenwahrnehmung und Freistellung für 
MAV-Tätigkeit und Anweisung über die Ab- und Rückmeldepflicht bei Aus-
führung der MAV-Tätigkeit“ enthaltenen Anweisungen unter Punkt 1.2, 1.3, 
1.4 sowie Punkt 2 nicht anzuwenden, 

2. dass die Vorsitzende der Mitarbeitervertretung berechtigt ist, die nächste 
Sitzung der Antragstellerin auf den 13.4.2011, 13.30 Uhr einzuberufen. 

 
Der Dienstgeber / die Antragsgegnerin beantragt, 

den Antrag auf Erlass einer einstweiligen Verfügung zurückzuweisen. 
 
Der Dienstgeber trägt vor, die „Anweisung“ entspreche der Rechtslage gemäß Mitar-
beitervertretungsordnung. Es gehe nicht darum, die Mitglieder der MAV einzuschüch-
tern und die Arbeit der MAV zu behindern. 
Insbesondere enthalte die „Anweisung“ nicht die Vorschrift, dass eine Abmeldung für 
MAV-Tätigkeit nur dann als rechtzeitig angesehen werde, wenn sie vor Erstellen des 
Dienstplanes oder sieben Tage vor Aufnahme der MAV-Tätigkeit erfolge. Ob und 
inwieweit im jeweiligen Einzelfall die Ab- und Rückmeldung, die sich als vertragliche 
Nebenpflichten unmittelbar aus dem Arbeitsverhältnis ergäben, rechtzeitig war oder 
nicht, könne nur im Einzelfall geprüft und geklärt werden. Auch die Form der Ab- und 
Rückmeldung – mündlich oder schriftlich – werde in der „Anweisung“ nicht bindend 
vorgegeben.  
Die unter Punkt 2 der „Anweisung“ festgehaltene Rechtslage aus seiner, des Dienst-
gebers, Sicht begründe weder Rechte noch Pflichten. Es sei auch keine Anordnung 
arbeitsrechtlicher Konsequenzen enthalten. Es werde lediglich darauf hingewiesen, 
dass dies in bestimmten Fallgestaltungen, die dort abstrakt im Einzelnen dargestellt 
würden, rechtlich denkbar seien. 
Da einzelne Mitglieder der MAV in keiner Weise die An- und Rückmeldepflicht beach-
tet hätten oder in außerordentlich großem Umfange angeblich in der Freizeit nicht 
angemeldete MAV-Tätigkeit geleistet haben wollen, sei die Herausgabe der „Anwei-
sung“ zwingend erforderlich gewesen. 
Warum sich die MAV-Vorsitzende nicht in der Lage sehe, die nächste Sitzung der 
MAV einzuberufen, sei nicht nachvollziehbar. Er, der Dienstgeber, habe konkret ge-
gen irgendwelche MAV-Sitzungen, insbesondere nicht die, die auf den 13.4.2011 
anberaumt ist, keine Einwendungen geltend gemacht.  
 
Wegen des zugrunde liegenden Sachverhaltes und des Vorbringens der Beteiligten 
wird im Übrigen auf die eingereichten Schriftsätze nebst den ihnen beigefügten Un-
terlagen sowie die eidesstattliche Versicherung der Vorsitzenden der MAV vom 
31.3.2011 Bezug genommen. 
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II. 

 
Der Antrag auf Erlass einer einstweiligen Verfügung hat nur zum Teil Erfolg und ist 
im Übrigen zurückzuweisen. 
 
1. Die Zuständigkeit des Kirchlichen Arbeitsgerichts ist gegeben. Es liegt eine Strei-

tigkeit aus einer Mitarbeitervertretungsordnung vor und zwar hinsichtlich des § 18 
Abs. 1 i. V. mit §§ 14 Abs. 4, 15 Abs. 2, 4 MAVO Mainz. 

 
2. Beim Kirchlichen Arbeitsgericht kann gemäß § 52 Abs. 1 KAGO eine einstweilige 

Verfügung beantragt werden. Über diese entscheidet gemäß § 52 Abs. 2 KAGO 
der Vorsitzende des Gerichts alleine und ohne mündliche Verhandlung. 

 
3. Der für den Erlass der begehrten einstweiligen Verfügung erforderliche Verfü-

gungsgrund fehlt weitgehend. Abgesehen von der unter Punkt 2.8 der „Anwei-
sung“ getroffenen Bestimmung - wofür Verfügungsanspruch und –grund gegeben 
sind - führt die „Anweisung“ nicht zu einer unmittelbar und sogleich wirkenden 
Behinderung und Beeinträchtigung der Tätigkeit der MAV zur Erfüllung ihrer Auf-
gaben, der mit einem Verbot der Anwendung der „Anweisung“ durch einstweilige 
Verfügung begegnet werden müsste. 
Auch die Berechtigung zur Einberufung der nächsten MAV-Sitzung bedarf keiner 
klarstellenden Entscheidung im Wege der einstweiligen Verfügung. 
 
a.(1) Vorab ist festzuhalten, dass die Ausführungen in der „Anweisung“, soweit 

sie Pflichtenlagen vor und bei Ausübung von MAV-Tätigkeit ansprechen 
(Punkte 1.2, 1.3, 1.4, 2.1, 2.2, 2.3), im wesentlichen zutreffend die allge-
mein anerkannte Rechtslage umschreiben, wie sie vom Bundesarbeitsge-
richt (insbesondere BAG vom 13.5.1997, AP Nr. 119 zu § 37 BetrVG 
1972) und der einschlägigen Kommentarliteratur (s. insbesondere Tiggel-
beck in Freiburger Kommentar zur Rahmenordnung für eine Mitarbeiter-
vertretungsordnung, Erg.Lfg. 1/2011, § 15 Rz. 12, 16 ff.) für die Freistel-
lung der Mitglieder von Vertretungsorganen in Betrieben bzw. kirchlichen 
Einrichtungen, deren aufgabenbezogene Tätigkeit innerhalb oder außer-
halb ihrer Arbeitszeit und die dabei gegebenen Pflichtenlagen der Vertre-
tungsorgane und ihrer Mitglieder herausgearbeitet wurden und dargestellt 
werden. 

 
Mag auch bezweifelt werden, ob ein Dienstgeber überhaupt berechtigt ist, 
in diesem Sinne Hinweise und Weisungen – hier: durch die „Anweisung“ – 
an das Vertretungsorgan und seine Mitglieder zu richten, so berührt das 
nicht die allgemein anerkannte Rechtslage an sich und die Folgen (hier) 
für die MAV und ihre Mitglieder, die sich aus eben dieser Rechtslage 
selbst schon ergeben können. Eine rechtswidrige Beeinträchtigung oder 
Behinderung der MAV und ihrer Mitglieder oder auch nur eine unzulässige 
Druckausübung seitens des Dienstgebers, vor der die MAV vorbeugend 
geschützt werden müsste, kann auf diesem Hintergrund nicht gesehen 
werden. 

 
   (2) Die die Pflichtenlage der MAV und ihrer Mitglieder betreffenden Punkte 

der „Anweisung“ (s. o.) enthalten zudem auch keine Hinweise auf Folgen 
bei Nichtbeachtung der Pflichtenlagen. Bestimmte arbeitsrechtliche Kon-
sequenzen werden nicht vorgestellt oder als drohend angekündigt. Von 
daher brauchen sich die MAV und ihre Mitglieder nicht unmittelbar in ihrer 
MAV-Tätigkeit beeinträchtigt oder gar ernsthaft behindert sehen. 
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b. Anderes gilt jedoch für Punkt 2.8 der „Anweisung“, der wie folgt lautet: 

„Wird das MAV-Mitglied außerhalb seiner Arbeitzeit ohne Abstimmung mit 
dem Dienstgeber tätig, verhält es sich vertragswidrig; dies kann ggf. ab-
gemahnt werden. Ist eine Abstimmung mit dem Arbeitgeber nicht möglich, 
etwa weil die Angelegenheit eilbedürftig ist oder der Dienstgeber nicht er-
reichbar ist, kann weder das MAV-Mitglied selbst noch die MAV als Gre-
mium seine bzw. ihre Entscheidung an die des Dienstgebers setzen.“ 

 
   (1) Hier wird deutlich die Vertragswidrigkeit eines bestimmten Verhaltens von 

MAV-Mitgliedern herausgestellt und die Möglichkeit der Abmahnung an-
gesprochen. Dies ist durchaus als Drohung mit dieser arbeitsrechtlichen 
und das Arbeitsverhältnis des Mitarbeiters belastenden Konsequenz zu 
verstehen. 

 Dies braucht die MAV nicht hinzunehmen. Dabei ist auszugehen von dem 
Grundsatz, dass die Mitglieder der MAV in ihrer Amtsausübung unabhän-
gig sind. Es kann nicht vom Willen des Dienstgebers abhängen, ob be-
stimmte mitarbeitervertretungsrechtliche Aufgaben erfüllt oder rechtzeitig, 
- d. h. wann – erfüllt werden (Tiggelbeck in Freiburger Kommentar, § 15 
Rz. 17). Auf diese Rechtsposition wird mit Punkt 2.8 der „Anweisung“ un-
zulässig zugegriffen. Denn wenn eine Angelegenheit, deren sich die MAV 
oder ein Mitglied im Rahmen der Erfüllung von mitarbeitervertretungs-
rechtlichen Aufgaben annehmen will, eilbedürftig ist, so muss sie auch 
entsprechend kurzfristig und mit der je gebotenen Eile behandelt werden 
können. Dies verhindert jedoch die Bestimmung unter Punkt 2.8. Denn bei 
nicht möglicher Abstimmung mit dem Arbeit-/Dienstgeber oder bei dessen 
Nichterreichbarkeit soll – nur so lässt sich der zweite Teil des 2. Satzes 
von Punkt 2.8 begreifen – das MAV-Mitglied nicht handeln können, d. h. 
seiner Aufgabe als MAV-Mitglied nicht nachkommen dürfen. Insoweit gilt 
aber, dass für MAV-Tätigkeit und ihre Lage – auch außerhalb der Arbeits-
zeit, wenn es nicht anders geht – grundsätzlich keine „Abstimmung“ mit 
dem Dienstgeber – wohl zu verstehen als Einigung mit diesem und damit 
dessen Einverständnis i. S. von Zustimmung – erforderlich ist. Zum ande-
ren kann erforderliche MAV-Tätigkeit nicht unter die vom Dienstgeber ge-
setzte Bedingung gestellt werden, dass er erreichbar ist. 
Es liegt damit eine Beeinträchtigung der unabhängigen Amtsausübung der 
MAV und ihrer Mitglieder vor. Denn können oder müssen die MAV-
Mitglieder mit arbeitsrechtlichen Konsequenzen rechnen, wenn sie sich 
eilbedürftigen Angelegenheiten in der gebotenen Eile ohne Abstimmung 
mit dem Dienstgeber außerhalb ihrer Arbeitzeit widmen, so besteht, we-
gen der Befürchtung arbeitsrechtlicher Konsequenzen und um diese vor-
sorglich zu vermeiden, die Gefahr, dass das MAV-Mitglied sich der eilbe-
dürftigen Angelegenheit eben nicht mit der gebotenen Eile annimmt und 
deshalb seine Aufgaben nicht angemessen und ordnungsgemäß erfüllt. 
Davor sind, um der Unabhängigkeit der Amtsausübung willen, die MAV 
und ihre Mitglieder dadurch zu schützen, dass die Bestimmung (hier: 
Punkt 2.8 der „Anweisung“), die die gebotene Amtsausübung bei eilbe-
dürftigen Angelegenheiten zu beeinträchtigen geeignet ist, nicht ange-
wendet und derart die Gefahrenlage beseitigt wird.  

 
   (2) Der Verfügungsgrund für den sogleich durch einstweilige Verfügung her-

beizuführenden Schutz ist gegeben, weil zum einen die „Anweisung“ mit 
sofortiger Wirkung in Kraft treten soll, d. h. mit ihrem Erlass in Kraft getre-
ten ist, und zum anderen, weil sich jederzeit eilbedürftige Angelegenheiten 
für die MAV und ihre Mitglieder ergeben können. 
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c. Die Berechtigung der MAV-Vorsitzenden, die nächste MAV-Sitzung auf 

den 13.4.2011 einzuberufen, durch Erlass einer einstweiligen Verfügung 
zu schützen, ist nicht dringend geboten. 
Es ist keine Gefahr zu sehen, dass die fragliche Anberaumung und Durch-
führung der MAV-Sitzung am 13.4.2011 zu Nachteilen oder Widrigkeiten 
für die MAV-Vorsitzende und die anderen teilnehmenden MAV-Mitglieder 
führen könnte. 
Soweit die MAV die Gefahrenlage aus den Ausführungen unter Punkt 1.2 
der „Anweisung“ ableitet - wonach als „stets rechtzeitig“ eine Mitteilung vor 
Aufstellung des Dienstplanes oder sieben Tage vor Aufnahme der MAV-
Tätigkeit angesehen werde -, so verkennt die MAV deren Gehalt. Es ist 
dort nicht gesagt, dass die Anmeldung von bzw. Abmeldung von MAV-
Tätigkeit ( wie z. B. Teilnahme an einer MAV-Sitzung) nur dann rechtzeitig 
sei, wenn dies vor Erstellung des Dienstplanes oder sieben Tage vor Auf-
nahme der MAV-Tätigkeit geschehe. Durch „stets“ wird zum Ausdruck ge-
bracht, dass auch eine spätere An- bzw. Abmeldung durchaus als recht-
zeitig gesehen werden kann. 
Außerdem hat der Dienstgeber jedenfalls durch die Antragsschrift vom 
31.3.2011 Kenntnis von der Anberaumung der MAV-Sitzung auf den 
13.4.2011 erhalten, wodurch die Kriterien, unter denen der Dienstgeber 
die Mitteilung von MAV-Tätigkeit als „stets rechtzeitig“ ansehen will, ohne-
hin erfüllt sind. 
 
Die Lage, dass wegen unterschiedlicher Arbeitszeiten MAV-Sitzungen für 
einen Teil der teilnehmenden MAV-Mitglieder außerhalb ihrer persönlichen 
Arbeitszeit stattfinden (müssen), ist vom Dienstgeber selbst unter 
Punkt 2.2 der „Anweisung“ angesprochen. 
 
Dafür, dass unter diesem Gesichtspunkt der Dienstgeber Einwendungen 
gegen eine MAV-Sitzung am 13.4.2011, 13.30 Uhr, hätte und geltend ma-
chen würde, finden sich keine greifbaren Anhaltspunkte. Insoweit hat – auf 
dem Hintergrund der Ausführungen in der „Anweisung“ unter Punkt 1.2 
und Punkt 2.2 – die in der Antragserwiderung enthaltene Erklärung des 
Dienstgebers, er habe konkret gegen irgendwelche MAV-Sitzungen, ins-
besondere nicht die, die auf den 13.4.2011 anberaumte, keine Einwen-
dungen geltend gemacht, die Bedeutung, dass er gegen die Anberau-
mung dieser Sitzung nichts einzuwenden hat und nichts einwenden wird. 

 
4.a. Der Ausspruch über die Kostentragung beruht auf entsprechender Anwendung 

von § 12 Abs. 1 KAGO i. V. mit § 17 Abs. 1 (4. Spiegelstrich) MAVO Mainz.  
 
   b. Gegen diesen Beschluss ist die Revision nicht zulässig (§ 47 Abs. 4 KAGO). 
 
 
gez. R. 
 


